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publity AG 

Frankfurt am Main 

ISIN: DE0006972508 

WKN: 697250 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

Hiermit laden wir die Aktionäre unserer Gesellschaft zu der am 

Mittwoch, den 16. August 2023, um 11:00 Uhr (MESZ) 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 

im Pentahotel Leipzig, Großer Brockhaus 3, 04103 Leipzig, ein. 

 

I. 

Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der publity AG und des Lageberichts sowie des 

Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

Zu Punkt 1 der Tagesordnung wird kein Beschluss gefasst, da sich dieser auf die Zugänglichma-

chung und Erläuterung der vorbezeichneten Unterlagen beschränkt und eine Beschlussfassung der 

Hauptversammlung über den festgestellten Jahresabschluss und die weiteren Unterlagen gesetzlich 

nicht vorgesehen ist. Der Vorstand und, soweit der Bericht des Aufsichtsrats betroffen ist, der Auf-

sichtsrat werden die zugänglich gemachten Unterlagen im Rahmen der Hauptversammlung erläu-

tern. Die Aktionäre haben auf der Hauptversammlung im Rahmen ihres Auskunftsrechts Gelegen-

heit, Fragen hierzu zu stellen.  

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 

2022 in Höhe von EUR 126.497.135,92 vollständig auf neue Rechnung vorzutragen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern des 

Vorstands für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern des 
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Aufsichtsrats für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, wie folgt zu beschließen: 

Die MSW GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in 

Berlin wird zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2023 sowie zum Prüfer für eine etwa-

ige prüferische Durchsicht verkürzter Abschlüsse und Zwischenberichte sowie unterjähriger 

Finanzberichte in den Geschäftsjahren 2023 und 2024 bis zur nächsten ordentlichen Haupt-

versammlung bestellt. 

6. Wahl zum Aufsichtsrat 

Herr Frank Vennemann, dessen Amtszeit nach dem Bestellungsbeschluss der Hauptversammlung 

vom 26. Mai 2020 bis zum Ablauf der Hauptversammlung befristet war, die über die Entlastung 

des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2024 entscheidet, hat sein Aufsichtsratsmandat mit Schrei-

ben vom 8. Dezember 2022 mit Wirkung zum Ablauf des 5. Januar 2023 niedergelegt. Vor dem 

Hintergrund der dadurch entstandenen Vakanz hat das Amtsgericht Frankfurt am Main – auf Antrag 

des Vorstands und unter Zustimmung der weiteren Aufsichtsratsmitglieder – mit Beschluss vom 

9. Januar 2023 Herrn Thomas Olek nach § 104 Absatz 1 AktG zum Mitglied des Aufsichtsrats 

bestellt. Die Bestellung ist befristet bis zum Schluss der nächsten (also dieser) ordentlichen Haupt-

versammlung der Gesellschaft. Herr Olek soll daher nun von der Hauptversammlung zum Mitglied 

des Aufsichtsrats gewählt werden. 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95 Satz 1, 96 Absatz 1 letzter Fall, 101 Absatz 1 

AktG in Verbindung mit § 6 Absatz 1 der Satzung der Gesellschaft aus drei Mitgliedern zusammen, 

die von der Hauptversammlung gewählt werden. An Wahlvorschläge ist die Hauptversammlung 

nicht gebunden. Die Aufsichtsratsmitglieder werden nach § 6 Absatz 2 Satz 1 der Satzung für die 

Zeit bis zur Beendigung derjenigen Hauptversammlung gewählt, die über die Entlastung für das 

vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in 

dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet (§ 6 Absatz 2 Satz 2 der Satzung). Die Hauptver-

sammlung kann nach § 6 Absatz 2 Satz 3 der Satzung für einzelne Aufsichtsratsmitglieder bei der 

Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig 

ausscheidenden Mitglieds gewählt, so besteht sein Amt nach § 6 Absatz 4 Satz 1 der Satzung für 

den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. 

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Herr Thomas Olek, Vorstandsvorsitzender der Neon Equity AG (Frankfurt am Main), wohn-

haft in Frankfurt am Main, wird für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die 

über die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2024 beschließt, in den 

Aufsichtsrat gewählt. 

7. Beschlussfassung über die Erhöhung des Grundkapitals aus Gesellschaftsmitteln (Ausgabe 

von Gratisaktien) und die entsprechende Satzungsänderung 

Die Kapitalrücklage der Gesellschaft beträgt ausweislich des festgestellten und mit dem uneinge-

schränkten Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers versehenen Jahresabschlusses der Gesell-

schaft zum 31. Dezember 2022 EUR 230.816.206,95. Sie übersteigt den gesetzlich erforderlichen 

Mindestbetrag der Kapitalrücklage von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft (das sind 

EUR 1.487.645,60) um einen Betrag in Höhe von EUR 229.328.561,35. Von diesem Betrag soll 
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ein anteiliger Betrag in Höhe von EUR 1.859.557,00 in Grundkapital umgewandelt werden. Die 

Kapitalerhöhung soll im Wege der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. Aktienge-

setz) durch Ausgabe von sogenannten Gratisaktien im Verhältnis 8:1 an die bestehenden Aktionäre 

der Gesellschaft durchgeführt werden. Die neuen Aktien sollen rückwirkend ab dem 1. Januar 2023 

gewinnberechtigt sein. Durch diese Maßnahme soll die Aktie der Gesellschaft liquider und für die 

Aktionäre attraktiver werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (Ausgabe von Gratisaktien) 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird nach den Vorschriften des Aktiengesetzes über die 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln (§§ 207 ff. AktG) von EUR 14.876.456,00 um 

EUR 1.859.557,00 auf EUR 16.736.013,00 erhöht durch Umwandlung eines Teilbetrages von 

EUR 1.859.557,00 der Kapitalrücklage. Die Kapitalerhöhung wird durchgeführt durch Aus-

gabe von 1.859.557 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von je EUR 1,00. Die neuen Aktien stehen den Aktionären der Gesellschaft 

im Verhältnis 8:1 zu, sodass auf 8 bestehende Stückaktien eine neue Stückaktie entfällt. Die 

neuen Aktien sind ab dem 1. Januar 2023 gewinnberechtigt. 

Der Kapitalerhöhung wird der von Vorstand und Aufsichtsrat festgestellte Jahresabschluss der 

Gesellschaft zum 31. Dezember 2022 zugrunde gelegt. Dieser ist mit dem uneingeschränkten 

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers der Gesellschaft, der MSW GmbH Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft mit Sitz in Berlin, versehen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten 

der Kapitalerhöhung festzusetzen. 

b) Satzungsänderung 

§ 3 Absatz 1 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„1. Das Grundkapital beträgt EUR 16.736.013,00 (in Worten: sechzehn Millionen sieben-

hundertsechsunddreißigtausenddreizehn Euro) und ist eingeteilt in 16.736.013 (in Wor-

ten: sechzehn Millionen siebenhundertsechsunddreißigtausenddreizehn) auf den Na-

men lautende Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag).“ 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 und die Schaffung ei-

nes neuen Genehmigten Kapitals 2023 mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre sowie über die entsprechende Änderung der Satzung 

Der Vorstand wurde durch satzungsändernden Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Mai 

2020 unter dem Tagesordnungspunkt 7 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-

kapital der Gesellschaft bis zum 25. Mai 2025 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 7.438.228,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt Stück 7.438.228 neuen, auf den Namen 

lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital 2020). Das in § 3 Absatz 3 der Satzung enthaltene Genehmigte Kapi-

tal 2020 ist zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung noch nicht ausgenutzt wor-

den. 

Genehmigtes Kapital bleibt von der unter dem Tagesordnungspunkt 7 dieser Hauptversammlung 

2023 vorgeschlagenen Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln unberührt. Um der Verwaltung 
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dennoch weiterhin ein genehmigtes Kapital in Höhe des gesetzlich zulässigen Höchstvolumens von 

50 % des Grundkapitals der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen, soll das Genehmigte Kapital 

2020, soweit es bis dahin nicht bereits durch Beschlussfassung des Vorstands mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats ausgenutzt worden ist, aufgehoben und durch ein neues Genehmigtes Kapital 2023 

in Höhe von 50 % des nach Eintragung der Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln gemäß Ta-

gesordnungspunkt 7 im Handelsregister der Gesellschaft bestehenden Grundkapitals ersetzt wer-

den. Damit soll die Verwaltung weiterhin in die Lage versetzt werden, das Grundkapital kurzfristig 

ohne weiteren Beschluss der Hauptversammlung zu erhöhen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 

Das von der Hauptversammlung am 26. Mai 2020 beschlossene Genehmigte Kapital 2020 und 

seine Regelungen in § 3 Absatz 3 der Satzung werden, soweit das Genehmigte Kapital 2020 

dann noch besteht, aufschiebend bedingt auf die Eintragung der nachstehend unter lit. b) vor-

geschlagenen Änderung der Satzung in das Handelsregister der Gesellschaft, aufgehoben. 

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2023 – Satzungsänderung 

Unter der Maßgabe, dass die unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung anstehende 

Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen 

wird, wird ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 8.368.006,00 mit der Möglichkeit 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre nach folgender Maßgabe geschaffen. 

§ 3 Absatz 3 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„3. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft bis zum 15. August 2028 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR 8.368.006,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 8.368.006 neuen, auf den Na-

men lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sach-

einlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2023).  

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch 

von einem oder mehreren Kreditinstituten oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG 

gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Ak-

tionären zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre ein- oder mehrmalig auszuschließen, 

(i) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktio-

näre auszunehmen, 

(ii) soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlage ausgegeben werden, insbesondere zum 

Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder 

Beteiligungen an Unternehmen, Immobilien oder Immobilienportfolios (auch über 

den Erwerb von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon), gewerblichen 

Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen, oder 

sonstigen Produktrechten, oder anderen einlagefähigen Vermögensgegenständen 

oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, auch 
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solcher, die in Schuldverschreibungen verbrieft sind, 

(iii) zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der den 

Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder teil-

weise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien in die Gesellschaft einzu-

legen, 

(iv) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschrei-

bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die von der Gesellschaft oder 

deren unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden 

oder noch begeben werden und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den Na-

men lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht begründen, Bezugsrechte auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-

ren, wie sie ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts bzw. nach 

der Pflichtwandlung bzw. Pflichtoptionsausübung zustünden, oder 

(v) soweit neue Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf die neu 

auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 

den Betrag von insgesamt EUR 1.673.601,00 oder, sollte dieser Betrag niedriger 

sein, von insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss bestehenden Grundkapitals (der „Höchstbetrag“) 

nicht überschreitet und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 

bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung 

zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich 

unterschreitet. 

Auf den Höchstbetrag ist dasjenige Grundkapital anzurechnen, das auf solche Ak-

tien entfällt, die zur Bedienung von nach dem 16. August 2023 entsprechend § 186 

Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben werden 

oder auszugeben sind, oder die nach dem 16. August 2023 entsprechend § 186 Ab-

satz 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Eine Anrechnung entfällt, soweit Ermächti-

gungen zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Ge-

nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente) gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG oder zur 

Veräußerung von eigenen Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8, § 186 Absatz 3 Satz 4 

AktG nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen, die zur Anrechnung geführt 

hat, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und 

für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann 

der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gewinnbeteiligung der neuen 

Aktien Abweichendes festlegen, insbesondere, dass die neuen Aktien vom Beginn eines 

bereits abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Kapitalerhöhung 

noch kein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und 

ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen.  
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Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 3 der Satzung nach vollständiger 

oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jewei-

ligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023 und, falls das Genehmigte Kapital 

2023 bis zum 15. August 2028 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein 

sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen sowie alle sonstigen damit im 

Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung 

betreffen.“ 

c) Anweisung an den Vorstand 

Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. b) zu beschließende Satzungsänderung erst und 

nur dann zur Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, wenn die unter Ta-

gesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung anstehende Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmit-

teln in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen worden ist. 

Für den Fall, dass das Genehmigte Kapital 2020 bis dahin durch Beschlussfassung des Vor-

stands mit Zustimmung des Aufsichtsrats (ganz oder teilweise) ausgenutzt worden sein sollte, 

wird der Vorstand zudem angewiesen, die unter lit. b) zu beschließende Satzungsänderung erst 

und nur dann zur Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, wenn die 

Durchführung der betreffenden Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2020 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen worden ist. 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung der durch Beschluss der Hauptversammlung vom 

16. Mai 2019 erteilten Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinatio-

nen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts und über die 

Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinatio-

nen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Mai 2019 unter Tagesordnungspunkt 9 wurde 

der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Mai 2024 einmalig oder 

mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu 

EUR 300.000.000,00 zu begeben und deren Inhabern bzw. Gläubigern Wandlungs- bzw. Options-

rechte und Wandlungs- bzw. Optionspflichten auf insgesamt bis zu 10.000.000 auf den Namen 

lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 

bis zu EUR 10.000.000,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Anleihebedingungen zu gewähren 

oder aufzuerlegen.  

Die vorgenannte Ermächtigung ist zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung noch 

nicht ausgenutzt worden. Sie soll vor dem Hintergrund des bereits neun Monate nach dieser or-

dentlichen Hauptversammlung ablaufenden Ermächtigungszeitraums aufgehoben und durch eine 

neue Ermächtigung zur Ausgabe von auf den Inhaber oder auf den Namen lautenden Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ersetzt werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 
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a) Aufhebung der Ermächtigung vom 16. Mai 2019 zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibun-

gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 

Bezugsrechts 

Die mit Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Mai 2019 unter Tagesordnungspunkt 9 

erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Ge-

nussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-

mente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts wird, soweit sie bis zu dieser 

ordentlichen Hauptversammlung nicht bereits durch Beschlussfassung des Vorstands mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats ausgenutzt worden ist, aufgehoben. 

b) Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombi-

nationen dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. August 2028 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne 

Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 zu begeben und 

den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

und Wandlungs- bzw. Optionspflichten auf insgesamt bis zu 6.000.000 auf den Namen lau-

tende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insge-

samt bis zu EUR 6.000.000,00 nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen der Schuld-

verschreibungen zu gewähren oder aufzuerlegen. 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im entsprechenden Gegenwert – in einer 

anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, begeben werden. Sie 

können auch durch eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligungsgesellschaft der Gesellschaft 

ausgegeben werden; für diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats für die Gesellschaft (i) die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen, 

(ii) den Inhabern oder Gläubigern dieser Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Options-

rechte oder -pflichten auf auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren 

oder aufzuerlegen und (iii) weitere für eine erfolgreiche Ausgabe erforderliche Erklärungen 

abzugeben oder Handlungen vorzunehmen. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Bar- und/oder Sacheinlage erfolgen, ins-

besondere auch gegen Sacheinlage zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Betrieben, 

Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, Immobilien oder Immobilien-

portfolios (auch über den Erwerb von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon), gewerb-

lichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen, oder sons-

tigen Produktrechten oder anderen einlagefähigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich Forderungen gegen die Gesell-

schaft oder ihre Konzerngesellschaften, auch solcher, die in Schuldverschreibungen verbrieft 

sind, sofern dies im Interesse der Gesellschaft liegt und der Wert der Sacheinlage in einem 

angemessenen Verhältnis zum Wert der Schuldverschreibungen steht, wobei der nach aner-

kannten finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert maßgeblich ist. 

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldverschrei-

bungen eingeteilt werden. 
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Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschrei-

bung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber bzw. Gläubiger berechtigen, 

nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen auf den Namen lau-

tende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Optionsbedingungen können vorsehen, 

dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschrei-

bungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Das Bezugsverhältnis 

ergibt sich aus der Division des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung durch den fest-

gesetzten Optionspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft. Soweit 

sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass diese Bruchteile nach Maß-

gabe der Optionsbedingungen, gegebenenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien 

aufaddiert werden können oder in Geld ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag am Grund-

kapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Ent-

sprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinnschuldverschrei-

bung beigefügt werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber bzw. Gläubiger 

der Teilschuldverschreibungen das Recht bzw. übernehmen die Pflicht, diese nach näherer 

Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Wandelanleihebedingungen in auf den Namen 

lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus 

der Division des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wand-

lungspreis für eine auf den Namen lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine 

volle Zahl auf- oder abgerundet werden. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Divi-

sion des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldverschreibung 

durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue auf den Namen lautende Stückaktie der 

Gesellschaft ergeben. Der Wandlungspreis und das Umtauschverhältnis können in den Wan-

delanleihebedingungen auch variabel, insbesondere in Abhängigkeit von der Entwicklung des 

Aktienkurses innerhalb einer bestimmten Bandbreite während der Laufzeit festgesetzt werden. 

Ferner können eine Zuzahlung oder die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht wand-

lungsfähige Spitzen bzw. rechnerische Bruchteile von Aktien festgesetzt werden. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden auf den Namen lautenden Stück-

aktien darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen.  

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht zum Ende der 

Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt oder zu einem bestimmten Ereignis (jeweils „End-

fälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit den Gläu-

bigern der Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ganz oder teilweise an Stelle der 

Zahlung des fälligen Geldbetrages Aktien der Gesellschaft oder einer anderen börsennotierten 

Gesellschaft nach Maßgabe des Umtauschverhältnisses zu gewähren. Auch in diesem Fall darf 

der anteilige Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden auf den Namen lau-

tenden Stückaktien den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. Vorste-

hende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungsrecht bzw. die Wandlungspflicht 

sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuldverschreibung beziehen. 

Die Wandlungs- und Optionsrechte sowie etwaige Wandlungs- bzw. Optionspflichten können 

aus einem bestehenden oder in dieser oder künftigen Hauptversammlungen zu beschließenden 

bedingten Kapital sowie aus bestehendem oder künftigem genehmigten Kapital bedient wer-

den. Die Anleihebedingungen können zudem jeweils festlegen, dass im Falle der Wandlung 

bzw. Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt werden können bzw. ein 

Wandlungs- bzw. Optionsrecht und/oder eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht durch 
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Lieferung solcher Aktien erfüllt werden kann. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Ge-

sellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Namen lautende Stückak-

tien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Die Anleihebedingungen 

können auch eine Kombination der vorgenannten Erfüllungsformen vorsehen. 

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die ein Options- oder Wandlungsrecht ge-

währen oder eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht bestimmen, muss der jeweils festzuset-

zende Wandlungs- oder Optionspreis – auch bei einem variablen Umtauschverhältnis oder 

Wandlungspreis – entweder: 

■ mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft an zehn Börsentagen 

vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuld-

verschreibungen betragen 

oder 

■ mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft während der Tage, 

an denen Bezugsrechte auf die Schuldverschreibungen an der Börse gehandelt werden, 

mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Wandlungs- oder 

Optionspreis gemäß § 186 Absatz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, 

entsprechen. 

§ 9 Absatz 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen, die eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht 

bestimmen, kann der Wandlungs- oder Optionspreis nach näherer Maßgabe der Anleihebedin-

gungen auch mindestens 80 % des Durchschnittskurses der Aktie der Gesellschaft während 

der letzten zehn Börsentage vor oder nach der Endfälligkeit entsprechen. § 9 Absatz 1 AktG 

und § 199 AktG bleiben unberührt. 

„Durchschnittskurs“ ist dabei jeweils der volumengewichtete Durchschnittswert der Kurse 

der Aktie der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse. 

Der Options- und Wandlungspreis kann unbeschadet des § 9 Absatz 1 AktG und des § 199 

AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Anleihebe-

dingungen dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft während der Laufzeit der Schuldver-

schreibungen durch (i) eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht 

oder (ii) unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre das Grund-

kapital erhöht oder eigene Aktien veräußert oder (iii) unter Einräumung eines ausschließlichen 

Bezugsrechts an ihre Aktionäre weitere Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-

recht oder -pflicht begibt, gewährt oder garantiert und in den Fällen (ii) und (iii) den Inhabern 

schon bestehender Options- und Wandlungsrechte oder -pflichten hierfür kein Bezugsrecht 

eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder nach 

Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Die Anleihebedingungen kön-

nen darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer Maßnahmen oder Er-

eignisse, die mit einer wirtschaftlichen Verwässerung des Wertes der Options- oder Wand-

lungsrechte oder -pflichten verbunden sind (z.B. Dividenden, Kontrollerlangungen durch 

Dritte), eine Anpassung der Options- oder Wandlungsrechte oder Options- oder Wandlungs-

pflichten (z.B. Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises) vorsehen. 

Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach näherer Bestimmung 
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der Bedingungen der Options- bzw. Wandelschuldverschreibungen auch die Zahlung eines 

entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung des Options- bzw. 

Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der Options- bzw. Wandlungspflicht vorgesehen wer-

den. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die 

Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder diesen 

nach § 186 Absatz 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung über-

nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- 

und/oder Optionspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen, wird der Vorstand je-

doch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Schuldverschreibungen mit Wandlungs- 

und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- und/oder Optionspflicht in entsprechender Anwen-

dung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts auszugeben, sofern 

der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt ist, dass der Ausgabe-

preis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Markt-

wert der Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungs- 

und/oder Optionspflicht nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugs-

rechtsausschluss gilt nur insoweit, als auf die zur Bedienung der Wandlungs- und Options-

rechte bzw. bei Erfüllung der Wandlungs- und Optionspflicht ausgegebenen bzw. auszuge-

benden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von nicht mehr als 

EUR 1.487.645,60 oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, von insgesamt nicht mehr als 10 % 

des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung (der „Höchstbetrag“) ent-

fällt. 

Auf diesen Höchstbetrag für einen Bezugsrechtsausschluss ist das Grundkapital anzurechnen, 

das auf Aktien entfällt, die seit dem 16. August 2023 in direkter oder sinngemäßer Anwendung 

von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, insbesondere die unter 

Ausnutzung genehmigten Kapitals ausgegeben werden, soweit bei Ausnutzung des genehmig-

ten Kapitals das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 203 Absatz 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 

AktG ausgeschlossen wird, oder die die Gesellschaft auf der Grundlage einer Ermächtigung 

gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG erworben hat und an Dritte gegen Barzahlung ohne Einräu-

mung eines Bezugsrechts der Aktionäre entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG veräußert. 

Eine Anrechnung entfällt, soweit Ermächtigungen zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss, 

insbesondere zur Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß § 203 Absatz 2, 

§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG bzw. zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß § 71 Absatz 1 

Nr. 8, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG, nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen, die zur 

Anrechnung geführt hat, von der Hauptversammlung erneut erteilt werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, Optionsrecht 

oder Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das 

Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, 

wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet 

sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des 

Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen 

in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuld-

verschreibungen nach pflichtgemäßer Prüfung des Vorstands den zum Zeitpunkt der Bege-

bung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 
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Der Vorstand wird weiter ermächtigt, (i) mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf Schuldverschreibungen für Spitzenbeträge auszuschließen und (ii) das Be-

zugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um 

den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs- bzw. Optionsrechten und/oder Wand-

lungs- bzw. Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem 

Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Options-

rechts oder nach Erfüllung der Wandlungs- bzw. Optionspflicht zustehen würde. 

Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf Schuldverschreibungen auszuschließen, soweit die Ausgabe der Schuldver-

schreibungen gegen Sacheinlage erfolgt, insbesondere auch zum Zwecke des Erwerbs von 

Unternehmen, Betrieben, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, Im-

mobilien oder Immobilienportfolios (auch über den Erwerb von Immobiliengesellschaften 

oder Teilen davon), gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf ge-

richteten Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder anderen einlagefähigen Vermögens-

gegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, auch solcher, die in 

Schuldverschreibungen verbrieft sind. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Beachtung der in die-

ser Ermächtigung festgelegten Grundsätze die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Aus-

stattung der Schuldverschreibungen und deren Bedingungen festzusetzen bzw. diese im Ein-

vernehmen mit den Organen der begebenden unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsge-

sellschaften festzulegen. Dies betrifft insbesondere den Zinssatz, die Art der Verzinsung, den 

Wandlungs- oder Optionspreis, die Laufzeit und die Stückelung, den Wandlungs- bzw. Opti-

onszeitraum, die Festlegung einer baren Zuzahlung, den Ausgleich oder die Zusammenlegung 

von Spitzen, die Barzahlung statt Lieferung von auf den Namen lautenden Stückaktien und die 

Lieferung existierender statt Ausgabe neuer auf den Namen lautender Stückaktien. 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/II und des Bedingten Ka-

pitals 2020 und die Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2023) sowie 

entsprechende Änderung der Satzung 

Sowohl das in § 3 Absatz 5 der Satzung enthaltene Bedingte Kapital 2019/II als auch das in § 3 

Absatz 6 der Satzung enthaltene Bedingte Kapital 2020 dient der Gewährung von auf den Namen 

lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombination dieser 

Instrumente), die (i) aufgrund der von der Hauptversammlung vom 30. März 2015 unter Tagesord-

nungspunkt 6 beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandelschuldverschreibungen 

oder (ii) aufgrund der von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2019 unter Tagesordnungspunkt 9 

beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-

gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instru-

mente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften 

begeben wurden oder noch begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf 

den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Options-

pflicht begründen. 

Das ursprünglich in Höhe von EUR 5.129.034,00 bestehende Bedingte Kapital 2019/II beträgt nach 

Ausgabe von insgesamt 114.580 Bezugsaktien im Jahr 2019 und insgesamt 1.969 Bezugsaktien im 

Jahr 2020 noch EUR 5.012.485,00. Das Bedingte Kapital 2020 in Höhe von EUR 2.425.743,00 
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wurde bislang nicht in Anspruch genommen. Vor dem Hintergrund der unter Tagesordnungs-

punkt 9 vorgeschlagenen neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente) mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts sollen beide vorgenann-

ten bedingten Kapitale, soweit sie bis dahin nicht durch Ausgabe neuer Aktien (weiter) in Anspruch 

genommen worden sind, aufgehoben und durch ein neues Bedingtes Kapital 2023 ersetzt werden. 

(Siehe in diesem Zusammenhang auch die einleitenden Ausführungen zu Tagesordnungspunkt 9.) 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

a) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/II und des Bedingtes Kapitals 2020  

Das Bedingte Kapital 2019/II und seine Regelungen in § 3 Absatz 5 der Satzung werden, so-

weit das Bedingte Kapital 2019/II dann noch besteht, aufschiebend bedingt auf die Eintragung 

der unter nachstehender lit. c) (i) vorgeschlagenen Änderung der Satzung in das Handelsregis-

ter aufgehoben. Das Bedingte Kapital 2020 und seine Regelungen in § 3 Absatz 6 der Satzung 

werden, soweit das Bedingte Kapital 2020 dann noch besteht, aufschiebend bedingt auf die 

Eintragung der unter nachstehender lit. c) (i) vorgeschlagenen Änderung der Satzung in das 

Handelsregister aufgehoben. 

b) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2023 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 6.000.000,00, eingeteilt in bis zu 

6.000.000, auf den Namen lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien an 

die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genuss-

rechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), 

die aufgrund (i) der von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2019 unter Tagesordnungs-

punkt 9 beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Optionsschuld-

verschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinatio-

nen dieser Instrumente) oder (ii) der von der Hauptversammlung vom 16. August 2023 unter 

Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder 

mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch begeben werden und ein 

Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft ge-

währen bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht begründen. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung jeweils 

zu bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur so-

weit durchgeführt, wie die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten 

Gebrauch machen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung Verpflichteten ihre Pflicht 

zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen, soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder ei-

gene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene Aktien zur Bedienung eingesetzt wer-

den.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für 

alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vor-

stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien Abwei-

chendes festlegen, insbesondere, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufe-

nen Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Entstehung der neuen Aktien noch kein 
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Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am Gewinn teil-

nehmen. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des neuen § 3 Absatz 4 der Satzung entspre-

chend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit im 

Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung be-

treffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von 

Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nicht-

ausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options-

rechten oder Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Optionspflichten oder Wandlungs-

pflichten. 

c) Satzungsänderungen 

(i) § 3 Absätze 5 und 6 der Satzung werden, aufschiebend bedingt auf die Eintragung der 

nachstehend unter Ziff. (ii) vorgeschlagenen Änderung der Satzung in das Handelsre-

gister, aufgehoben. 

(ii) Nach § 3 Absatz 3 der Satzung wird folgender § 3 Absatz 4 der Satzung neu eingefügt: 

„4. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 6.000.000,00, eingeteilt in 

bis zu 6.000.000, auf den Namen lautende Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2023). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den 

Namen lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-

schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund 

(i) der von der Hauptversammlung vom 16. Mai 2019 unter Tagesordnungs-

punkt 9 beschlossenen Ermächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschrei-

bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) oder (ii) der von der Hauptver-

sammlung vom 16. August 2023 unter Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen Er-

mächtigung zur Gewährung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-

gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinatio-

nen dieser Instrumente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mit-

telbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch begeben werden 

und ein Wandlungs- oder Optionsrecht auf auf den Namen lautende Stückaktien 

der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht begründen. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungs-

beschlusses der Hauptversammlung jeweils zu bestimmenden Options- oder 

Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, 

wie die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten Ge-

brauch machen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung Verpflichteten 

ihre Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen, soweit nicht ein Bar-

ausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene 

Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.  

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entste-

hen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; soweit rechtlich 
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zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gewinnbe-

teiligung der neuen Aktien Abweichendes festlegen, insbesondere, dass die neuen 

Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Geschäftsjahres an, für das zum 

Zeitpunkt der Entstehung der neuen Aktien noch kein Gewinnverwendungsbe-

schluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-

zelheiten der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung von § 3 Absatz 4 der Satzung ent-

sprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sons-

tigen damit im Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzuneh-

men, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtaus-

nutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen nach Ablauf 

des Ermächtigungszeitraumes sowie im Falle der Nichtausnutzung des bedingten 

Kapitals nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Optionsrechten oder 

Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Optionspflichten oder Wandlungs-

pflichten.“ 

d) Anweisung an den Vorstand 

Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. c) zu beschließenden Satzungsänderungen erst 

und nur dann zur Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, wenn die unter 

Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung anstehende Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-

mitteln in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen worden ist. 

 

II. 

Weitere Angaben zur Einberufung, Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts 

1. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptver-

sammlung sind gemäß § 13 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berechtigt, 

die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen sind und sich rechtzeitig bei 

der Gesellschaft angemeldet haben. 

Die Anmeldung zur Hauptversammlung bedarf der Textform (§ 126b BGB), muss in deutscher 

oder englischer Sprache erfolgen und muss der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der 

Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum Ablauf des 9. August 2023, 24:00 Uhr (MESZ), 

unter der nachstehenden Adresse oder E-Mail-Adresse zugehen: 

publity AG 

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt gemäß § 67 Absatz 2 Satz 1 des Aktiengesetzes (AktG) nur 

als Aktionär, wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Das Teilnahme- und Stimmrecht 
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in der Hauptversammlung setzt damit auch voraus, dass eine Eintragung als Aktionär im Ak-

tienregister noch am Tag der Hauptversammlung besteht. Hinsichtlich der Anzahl der einem 

Aktionär zustehenden Stimmrechte ist der am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister 

eingetragene Aktienbestand maßgeblich. Aus abwicklungstechnischen Gründen werden in der 

Zeit von Donnerstag, den 10. August 2023, bis zum Tag der Hauptversammlung, also Mittwoch, 

den 16. August 2023 (jeweils einschließlich), keine Umschreibungen im Aktienregister vorge-

nommen. Daher entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptver-

sammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung am Mittwoch, den 9. August 2023, 24:00 

Uhr (MESZ). 

2. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Die Aktionäre, die nicht selbst an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht 

durch einen Bevollmächtigten, auch durch einen Intermediär oder eine Vereinigung von Aktio-

nären ausüben lassen. Bevollmächtigte haben sich durch Vorlage einer Vollmacht in Textform 

(§ 126b BGB) auszuweisen; ausgenommen davon sind Intermediäre, Aktionärsvereinigungen 

und die übrigen in § 135 AktG genannten Bevollmächtigten, für die die gesetzlichen Regelun-

gen des § 135 AktG gelten. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die 

Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

3. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Absatz 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grundka-

pitals (dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, können nach § 122 Absatz 2 AktG verlangen, 

dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Ge-

genstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist 

schriftlich an den Vorstand zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der 

Hauptversammlung, also spätestens am Samstag, den 22. Juli 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter 

folgender Adresse zugehen: 

publity AG 

z.Hd. Stephan Kunath 

OpernTurm, Bockenheimer Landstraße 2-4 

60306 Frankfurt am Main 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zu-

gangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 

Vorstands über den Antrag halten. Der § 70 AktG findet Anwendung. Im Übrigen ist § 121 

Absatz 7 AktG entsprechend anzuwenden.  

4. Gegenanträge und Wahlvorschläge (§ 126 Absatz 1 AktG und § 127 AktG) 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vor-

stand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge 

zur Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds oder des Abschlussprüfers übersenden. Gegenanträge 

(nebst etwaiger Begründung) und Wahlvorschläge von Aktionären sind ausschließlich an die 

nachstehende Adresse oder E-Mail-Adresse zu richten: 

publity AG 

z.Hd. Stephan Kunath 

OpernTurm, Bockenheimer Landstraße 2-4 

60306 Frankfurt am Main 
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E-Mail: s.kunath@publity.de 

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Den 

gesetzlichen Anforderungen entsprechende Gegenanträge und Wahlvorschläge, die bis zum 

Dienstag, den 1. August 2023, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft eingehen, werden auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.publity.org 

unter der Rubrik „Investor Relations“ unter dem Abschnitt „Hauptversammlungen 2023“ bzw. 

unter dem Link  

https://www.publity.org/de/investor-relations/#haupt-versammlungen-2023 

zugänglich gemacht. Der Name des Aktionärs und eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 

werden ebenfalls auf der genannten Internetseite veröffentlicht. 

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann die Gesellschaft 

insbesondere absehen, wenn einer der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Absatz 2 Nr. 1 bis 7 

AktG vorliegt, etwa weil der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungswidrigen Beschluss 

der Hauptversammlung führen würde. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zu-

gänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Wahlvor-

schläge von Aktionären braucht der Vorstand außer in den Fällen des § 126 Absatz 2 AktG auch 

dann nicht zugänglich zu machen, wenn diese nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 

AktG (Angabe von Namen, ausgeübtem Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Kandidaten 

zur Aufsichtsrats- oder Prüferwahl) enthalten. 

Auch nach §§ 126 Absatz 1, 127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge 

finden in der Hauptversammlung grundsätzlich nur dann Beachtung, wenn sie während der 

Hauptversammlung mündlich gestellt werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der 

Hauptversammlung Gegenanträge zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vor-

herige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt. 

5. Auskunftsrecht nach § 131 Absatz 1 AktG 

Jedem Aktionär ist nach § 131 Absatz 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemä-

ßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht er-

streckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem 

verbundenen Unternehmen. 

6. Unterlagen 

Auf Verlangen wird jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos eine Abschrift der folgenden 

zugänglich zu machenden Unterlagen übersandt, die von der Einberufung der Hauptversamm-

lung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft ausliegen: 

• Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns, 

• Jahresabschluss und Lagebericht für das Geschäftsjahr 2022, 

• Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022, 
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• Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 8 der ordentli-

chen Hauptversammlung der publity AG am 16. August 2023 über den Grund für den Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 203 Absatz 2, § 186 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 AktG 

und 

• Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 9 der ordentli-

chen Hauptversammlung der publity AG am 16. August 2023 über den Grund für den Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Absatz 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 

Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 AktG. 

Diese Unterlagen sind bis zum Ende der Hauptversammlung auch auf der Internetseite der Ge-

sellschaft unter  

https://www.publity.org 

in der Rubrik „Investor Relations“ im Abschnitt „Hauptversammlungen 2023“ bzw. unter dem 

Link  

https://www.publity.org/de/investor-relations/#haupt-versammlungen-2023 

verfügbar. Des Weiteren werden sie in der Hauptversammlung am Mittwoch, den 16. August 

2023, ausliegen. 

 

III. 

Informationen zum Datenschutz nach Artikel 13, 14 und 21 Datenschutz-Grundverordnung 

(DS-GVO) für Aktionäre 

Der Schutz Ihrer personenbezogenen Daten sowie deren rechtskonforme Verarbeitung haben für 

uns einen hohen Stellenwert. Deshalb möchten wir Sie mit dieser Datenschutzerklärung über die 

Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die publity AG im Zusammenhang mit der 

Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung und die Ihnen nach den 

datenschutzrechtlichen Regelungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) und des Bun-

desdatenschutzgesetzes („BDSG“) zustehenden Rechte informieren. 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen können Sie sich wenden? 

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist die publity AG mit Sitz 

in Frankfurt am Main, vertreten durch ihre Vorstandsmitglieder Frank Schneider und Stephan 

Kunath. Sie erreichen die publity AG und ihren Vorstand unter: 

publity AG 

OpernTurm, Bockenheimer Landstraße 2-4 

60306 Frankfurt am Main 

Telefon: +49 69 770 115 29 

E-Mail: info@publity.de 

Die Datenschutzbeauftragte der publity AG erreichen Sie unter: 
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publity AG 

z.Hd. Frau Löw 

OpernTurm, Bockenheimer Landstraße 2-4 

60306 Frankfurt am Main  

Telefon: +49 69 6959 73 - 566  

E-Mail: e.loew@publity.de 

2. Welche personenbezogenen Daten verarbeiten wir und woher erhalten wir diese? 

Wenn Sie als Aktionär oder Aktionärsvertreter an der Hauptversammlung teilnehmen oder wenn 

wir mit Ihnen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung Kontakt aufnehmen, verarbeiten wir 

als Verantwortliche die folgenden von Ihnen oder Dritten (z.B. Kreditinstituten) erhaltenen perso-

nenbezogenen Daten: 

• Persönliche Daten (z.B. Vor- und Nachname, ggf. Titel, ggf. Geburtsname, Geburtsdatum, Ge-

schlecht, Staatsangehörigkeit, Beruf/Branche, Adresse sowie andere Kontaktdaten wie die E-

Mail-Adresse), 

• Aktionärsdaten (z.B. Aktionärsnummer, Aktionärskategorie, Anlagedatum), 

• Informationen zu Ihrem Aktienbestand (Registrierungs- und Vorgangsdatum, Aktienanzahl), 

• Verwaltungsdaten (z.B. Eintrittskartennummer, Nennung im Teilnehmerverzeichnis). 

Für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten beim Besuch unserer Internetseite gilt die 

dort unter dem Link 

https://www.publity.org/de/datenschutz/ 

jeweils zum Tag des Abrufs gültige Datenschutzerklärung. 

Schließlich verarbeiten wir auch Informationen zu Anträgen, Fragen, Wahlvorschlägen, Wider-

sprüchen und sonstigen Verlangen von Aktionären oder ihren Bevollmächtigten, die in Bezug auf 

die Hauptversammlung eingereicht werden, sowie zu Ihrem Abstimmverhalten. 

Die Verarbeitung der Daten von (zugelassenen) Gästen zur Hauptversammlung erfolgt entspre-

chend. 

3. Zu welchen Zwecken und aufgrund welcher Rechtsgrundlagen werden Ihre Daten verarbei-

tet? 

Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage der geltenden Datenschutzgesetze. 

Maßgeblich sind hierbei die Regelungen der DS-GVO, des BDSG, des Aktiengesetzes (AktG) so-

wie aller weiteren einschlägigen Rechtsvorschriften. 

Wir verarbeiten die unter Ziffer 2. beschriebenen personenbezogenen Daten, um die Anmeldung 

und Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung (z.B. Prüfung der Teilnahmeberechtigung, 

Erstellung des Teilnehmerverzeichnisses) abzuwickeln und den Aktionären die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung (ein-

schließlich Erteilung und Widerruf von Vollmachten) zu ermöglichen. 

Die publity AG ist nach § 121 AktG zur Durchführung einer Hauptversammlung verpflichtet. Zur 

Durchführung der Hauptversammlung ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien 



 

19 / 21 

personenbezogener Daten erforderlich. Ohne entsprechende Angaben sind Ihre Anmeldung zur 

Hauptversammlung, eine Teilnahme daran und eine Ausübung von Aktionärsrechten im Zusam-

menhang mit der Hauptversammlung nicht möglich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist folg-

lich Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. c) der DS-GVO. 

Sofern wir Ihre personenbezogenen Daten für einen zuvor nicht genannten Zweck verarbeiten wol-

len, werden wir Sie darüber zuvor im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen informieren und, 

sofern erforderlich, Ihre Einwilligung einholen. 

4. An welche Empfänger werden Ihre Daten von uns ggf. weitergegeben? 

Im Rahmen der Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Hauptversammlung beauftra-

gen wir einen externen Dienstleister zur Organisation der Hauptversammlung, für Druck und Ver-

sand der Hauptversammlungsunterlagen sowie für die Durchführung der Hauptversammlung (im 

Wesentlichen die Überprüfung der Teilnahme, technische Infrastruktur für die Abstimmungen und 

Dokumentation der Hauptversammlung). 

Der beauftragte Dienstleister erhält von uns ausschließlich solche personenbezogenen Daten, die 

für die Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforderlich sind, und er verarbeitet die Daten 

als Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 28 DS-GVO ausschließlich nach unserer Weisung. 

Konkret handelt es sich um folgenden Dienstleister: 

Computershare Deutschland GmbH & Co. KG, Elsenheimerstr. 61, 80687 München, 

Tel.: +49 89 309030, E-Mail: contact@computershare.de 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können Ihre im Teilnehmerverzeichnis enthaltenen Daten 

einsehen, dies auch noch bis zu zwei Jahre nach der Versammlung. 

Sofern ein Aktionär verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden, erfolgt durch 

uns eine Bekanntmachung dieser Gegenstände unter Angabe des Namens des Aktionärs bei Vor-

liegen der Voraussetzungen gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften. Auch Gegenanträge und 

Wahlvorschläge von Aktionären werden wir gemäß den aktienrechtlichen Vorschriften unter An-

gabe des Namens des Aktionärs auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich machen, sofern 

die Voraussetzungen vorliegen. Sofern ein Aktionär ferner von seinem Auskunftsrecht nach § 131 

AktG Gebrauch macht und von ihm gestellte Fragen in der Hauptversammlung behandelt werden, 

erfolgt dies grundsätzlich unter Nennung des Namens des Aktionärs. Der Name kann daher von 

anderen, die Hauptversammlung verfolgenden Personen zur Kenntnis genommen werden, damit 

diese sich auch unter Einbeziehung personenbezogener Interessenlagen eine sachgerechte Meinung 

bilden können. Die Datenverarbeitung in Form der Datenweitergabe ist dementsprechend zur Wah-

rung berechtigter Interessen nach Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) DS-GVO geboten. Der Nennung 

Ihres Namens können Sie aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, widerspre-

chen. Nähere Informationen hierzu finden Sie nachstehend unter Ziffern 9. f. 

Schließlich kann uns die Verpflichtung treffen, Ihre personenbezogenen Daten weiteren Empfän-

gern zu übermitteln, wie etwa bei der Veröffentlichung von Stimmrechtsmitteilungen nach den 

Bestimmungen des Aktiengesetzes, oder an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflich-

ten (z.B. an Finanz- oder Strafverfolgungsbehörden). Rechtsgrundlage sind Art. 6 Absatz 1 Satz 1 

lit. c) und lit. f) DS-GVO. 

Im Übrigen geben wir Informationen nur weiter, sofern gesetzliche Bestimmungen dies erlauben 

oder Sie eingewilligt haben, wobei eine Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
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widerrufen werden kann. Unter diesen Voraussetzungen können auch z.B. Wirtschaftsprüfer und 

Rechtsanwälte Empfänger sein. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist in diesen Fällen Art. 6 

Absatz 1 Satz 1 lit. a) oder lit. f) DS-GVO. Im Übrigen geben wir Sie betreffende personenbezogene 

Daten nicht an Dritte weiter. 

5. Wie lange speichern wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir speichern Ihre oben genannten Daten grundsätzlich bis zu zwei Jahre nach Beendigung der 

Hauptversammlung, sofern wir nicht aufgrund gesetzlicher Nachweis- und Aufbewahrungspflich-

ten zu einer darüber hinausgehenden Speicherung der Daten verpflichtet sind oder im Einzelfall die 

Verarbeitung zu anderen Zwecken erforderlich ist. Solche Zwecke können etwa die Bearbeitung 

von Anträgen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung 

sein. 

6. Werden Ihre Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt? 

Ihre Daten werden von uns nicht in Drittländer, also solche Länder, die weder Mitglied der Euro-

päischen Union noch des Europäischen Wirtschaftsraums sind, oder an eine internationale Organi-

sation übermittelt. 

7. Werden Ihre Daten für eine automatisierte Entscheidung im Einzelfall oder Profiling ver-

wendet? 

Wir nutzen weder Verfahren zur automatisierten Entscheidung im Einzelfall noch Profiling. 

8. Wie schützen wir Ihre personenbezogenen Daten? 

Wir unterhalten angemessene technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen, um Ihre 

personenbezogenen Daten vor unbeabsichtigter, unrechtmäßiger oder unbefugter Zerstörung, Ver-

lust, Veränderung, Offenlegung oder Verwendung zu schützen. 

9. Welche Rechte stehen Ihnen nach dem Datenschutzrecht zu? 

Ihnen stehenden nach dem Datenschutzrecht die folgenden Rechte zu: 

• das Recht, Auskunft über die Datenverarbeitung sowie eine Kopie der verarbeiteten Daten zu 

erhalten (Auskunftsrecht, Art. 15 DS-GVO); 

• das Recht, die Berichtigung unrichtiger Daten oder die Vervollständigung unvollständiger Da-

ten zu verlangen (Recht auf Berichtigung, Art. 16 DS-GVO); 

• das Recht, die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten zu verlangen (Recht auf 

Löschung, Art. 17 DS-GVO); 

• das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen (Recht auf Einschränkung, Art. 18 

DS-GVO); 

• das Recht, die Sie betreffenden personenbezogenen Daten, die Sie einem Verantwortlichen be-

reitgestellt haben, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten, 

und zudem diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verant-

wortlichen zu übermitteln (Recht auf Datenübertragbarkeit Art. 20 DS-GVO); 

• das Recht, der Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten zu widersprechen 

(Widerspruchsrecht, Art. 21 DS-GVO), siehe dazu nachfolgende Ziffer 10; sowie 
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• das Recht, Ihre erteilte Einwilligung jederzeit uns gegenüber zu widerrufen, Art. 7 Absatz 3 DS-

GVO. Ein solcher Widerruf hat zur Folge, dass wir die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 

Daten, die auf dieser Einwilligung beruht, für die Zukunft nicht mehr fortführen. Dies gilt nicht, 

sofern die Verarbeitung auf Grundlagen anderer Vorschriften (z.B. Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) 

DS-GVO) erlaubt ist. 

Darüber hinaus haben Sie das Recht, sich bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde zu be-

schweren (Art. 77 DS-GVO i.V.m. § 19 BDSG). 

Beim Auskunftsrecht und beim Löschungsrecht gelten die Einschränkungen nach §§ 34 und 35 

BDSG. Im Einzelfall können auch weitere gesetzliche Ausnahmen einer Ausübung Ihrer Rechte 

entgegenstehen. 

10. Information über Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 DS-GVO 

Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen 

die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Absatz 1 Satz 

1 lit. e) DS-GVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) und Art. 6 Absatz 1 Satz 1 lit. f) 

DS-GVO (Datenverarbeitung auf der Grundlage einer Interessenabwägung) erfolgt, Widerspruch 

einzulegen. Möchten Sie von Ihrem Widerrufs- oder Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt 

eine E-Mail an: 

info@publity.de 

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen Daten nicht mehr im vorgenann-

ten Sinne verarbeiten, es sei denn, wir können zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbei-

tung nachweisen, die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die Verarbeitung 

dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

 

Frankfurt am Main, im Juli 2023 

publity AG 

Der Vorstand 


